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Sehr geehrte Frau Ministerin, 

in dem Koalitionsvertrag zwischen SPD, FDP und Bünd-
nis90/Die Grünen haben sich die drei Parteien auf Aus-
schlusskriterien bei der Windenergienutzung verständigt. 
Umwelt- sowie Fachverbände kritisieren die Pläne, da sie be-
fürchten, die Energiewende in Rheinland-Pfalz käme in 
Folge dessen 'ins Stocken'. 

In Anbetracht dieser Stimmen möchte ich Sie um die Beant-
wortung folgender Fragen bitten: 

 Mit den neuen Abstandskriterien und Einschränkun-
gen wird die beplanbare Fläche in RLP deutlich klei-
ner. Das Ziel der Landesregierung, bis zum Jahr 2030 
auf 100% Erneuerbare umzusteigen, ist damit in weite 
Ferne gerückt. Welches neue Ziel setzt sich die Lan-
desregierung beim Ausbau der Erneuerbaren Energien 
oder – falls es bei dem Ziel bleiben sollte – wie sollen 
die wegfallenden Kapazitäten aus der Windkraft aus-
geglichen werden? 
 

 Welche Kosten entstehen der öffentlichen Hand in 
Rheinland-Pfalz durch die geänderten Vorgaben und 
zu ändernde Regional-, Flächennutzung- und Bebau-
ungspläne? 
 

 Viele ländliche Regionen leiden schon heute unter 
Abwanderung, Überalterung und schlechter Infra-
struktur. Diesen Kommunen werden künftig zusätz-
lich die Einnahmen aus der Windenergie fehlen. Plant 
die Landesregierung eine Aufstockung des Rettungs-
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schirms für Kommunen oder andere finanzielle Unter-
stützung betroffener Gemeinden um dieser Entwick-
lung gegenzusteuern? 
 

 Wie viele Arbeitsplätze im Bereich Erneuerbare Ener-
gien wären in Rheinland-Pfalz bedroht, sollte die Lan-
desregierung ihre Ziele umsetzen? 

Mit freundlichen Grüßen 

 


